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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Steffi Lemke, Gila Altmann (Aurich), 
Dr. Manuel Kiper und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/1961- 


Varlantenvergleich zwischen dem Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 
(Wasserstraßenverbindung Hannover-Magdeburg-Berlin) und der Nutzung 
des bestehenden Kanalnetzes mit Ausbau zweier Teilstücke der Havel 


A. Problem 

Die Antragsteller schlagen vor, die Bundesregierung aufzufor- 
dem, eine Alternative zum Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
Nr. 17 zu entwickeln und einen Variantenvergleich zwischen 
dem Ausbau von Mittellandkanal, Wasserstraßenkreuz Magde- 
burg, Elbe-Havel-Kanal, Untere Havel- Wasserstraße, Havelkanal, 
Havel-Trasse und Teltowkanal-Trasse (Verkehrsprojekt Deutsche 
Einheit Nr. 17) und der Nutzung des bestehenden Kanalnetzes 
mit dem Ausbau von zwei Teilabschnitten der Havel als Verbin- 
dung vorzulegen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags in Verbindung mit der Aufforderung an 
die Bundesregierung sicherzusteUen, daß das Verkehrsprojekt 
Deutsche Einheit Nr. 17 schneUstmöghch reahsiert wird. Diese 
Maßnahme erzielt einen hohen verkehrhchen Nutzen, der zusam- 
men mit anderen Nutzeffekten zu einer hervorragenden gesamt- 
wirtschaftlichen Rentabihtät des Vorhabens führt. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags ohne Entschheßungsantrag. 
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D. Kosten 

Nach Auffassung der Antragsteller soll die vorgesehene Studie 
die Kosten-Nutzen-Analysen und die ökologischen Auswirkun- 
gen der beiden genannten Varianten vergleichend betrachten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschüeßen: 

1. den Antrag auf Drucksache 13/1961 abzulehnen, 

2. folgende Entschheßung zu fassen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf sicher- 
zustellen, daß das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 
schnellstmöglich reahsiert wird. Bei dem Projekt 17 Deutsche Ein- 
heit handelt es sich um eine Maßnahme, die einen hohen verkehr- 
hchen Nutzen erzielt, der zusammen mit anderen Nutzeffekten zu 
einer hervorragenden gesamtwirtschaftüchen Rentabilität des 
Vorhabens führt. Im Sinne der Zielsetzungen des Bundesver- 
kehrswegeplans 1992 kann die wirtschafthche Entwicklung in 
den neuen Bundesländern vorangebracht und der wachsende 
Güterverkehr umweltfreundhch bewältigt werden, ohne daß 
durch die notwendigen Ausbaumaßnahmen Natur und Land- 
schaft in unvertretbarem Maße beeinträchtigt werden. 


Bonn, den 16. April 1997 


Der Ausschuß für Verkehr 


Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Dr. Dagmar Enkelmann 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann 


I. 

Der Antrag auf Drucksache 13/1961 ist vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 128. Sitzung am 10. Okto- 
ber 1996 federführend dem Ausschuß für Verkehr so- 
wie mitberatend dem Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat am 4. Dezember 1996 mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.R gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS den Antrag 
abgelehnt. Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag 
- nach mehrmahger Vertagung - in seiner 50. Sitzung 
am 16. April 1997 beraten. 

Die Antragsteller weisen in der Begründung ihres 
Antrages darauf hin, daß das Verkehrsprojekt Deut- 
sche Einheit Nr. 17- Ausbau der Wasserstraßenver- 
bindung Hannover-Magdeburg-Berlin - die erwei- 
terte Anbindung der Ballungsräume Magdeburg und 
Berlin sowie des Ostseehafens Szczecin an das west- 
deutsche Bundes Wasserstraßennetz zum Ziel hat. Die 
dafür geplanten Ausbaumaßnahmen seien aber hin- 
sichthch ihrer wirtschafthchen Notwendigkeiten um- 
stritten und teüweise mit beträchtlichen ökologi- 
schen Schäden verbunden. In Anknüpfung an Vor- 
schläge von Umweltverbänden schlagen sie daher 
vor, die Bundesregierung aufzufordem, eine Alterna- 
tive zum Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 zu 
entwickeln und einen Variantenvergleich vorzule- 
gen, der auch eine Kosten- Nutzen- Analyse und die 
ökologischen Auswirkungen von Variantenverglei- 
chen betrachten soUe. 

Die Fraktion der CDU/CSU lehnte den Antrag im 
Ausschuß für Verkehr vor allem mit der Begründung 
ab, für sie sei die Umweltverträgüchkeit des Projekts 
nachgewiesen, und es sei ein Variantenvergleich 
durchgeführt worden, bei dem auch Alternativen ge- 
prüft worden seien. Man sollte demgegenüber die 
Bundesregierung auffordem sicherzustellen, daß das 
Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 schnellst- 
möghch realisiert wird. Diese Maßnahme erziele ei- 
nen hohen verkehrhchen Nutzen, der zusammen mit 
anderen Nutzeffekten zu einer hervorragenden ge- 


samtwirtschaftlichen Rentabilität des Vorhabens füh- 
re. Im Sinne der Zielsetzungen des Bundesverkehrs- 
wegeplans 1992 könne die wirtschafthche Entwick- 
lung in den neuen Bundesländern vorangebracht 
und der wachsende Güterverkehr umweltfreundhch 
bewältigt werden, ohne daß durch die notwendigen 
Ausbaumaßnahmen Natur und Landschaft in unver- 
tretbarem Maße beeinträchtigt würden. Der Ent- 
schheßungsantrag der Koahtionsfraktionen solle kei- 
neswegs einen Freibrief geben, sondern fordern, daß 
die notwendigen Ausbaumaßnahmen Natur und 
Landschaft (nur) in vertretbarem Maße beeinträch- 
tigten. Eine schnelle Verwirkhchung des Verkehrs - 
Projekts Deutsche Einheit Nr. 17 sei auch notwendig, 
weil möghchst viel Verkehr auf dem Wasserweg 
abgewickelt werden sollte. 

Die Fraktion der SPD erklärte, der Antrag laufe letz- 
ten Endes darauf hinaus, das Verkehrsprojekt Deut- 
sche Einheit Nr. 17 in Frage zu stellen. Diese generell 
ablehnende Haltung teile sie nicht; daher könne man 
auch dem Antrag nicht zustimmen. Sie lehne aber 
auch den von den Koalitionsfraktionen vorgelegten 
Entschüeßungsantrag ab. Vor allem treffe der letzte 
Halbsatz nicht zu, in dem pauschal unterstellt werde, 
daß die Ausbaumaßnahmen Natur und Landschaft in 
unvertretbarem Maße beeinträchtigen würden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hielt dem- 
gegenüber daran fest, eine Kosten -Nutzen- Analyse 
der beiden Varianten sei erforderhch. Sie räume 
allerdings ein, daß ihre Fraktion im Prinzip gegen 
das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 17 einge- 
stellt sei. Ihr Antrag könnte aber einen Kompromiß 
darstellen. 

Die Gruppe der PDS unterstützte den Antrag, zumal 
auch sie die Prüfung der dort erwähnten Alternativen 
für notwendig hielt, und zwar aus ökologischen, ver- 
kehrspohtischen und haushaltsrechtlichen Gründen. 

Der Ausschuß für Verkehr stimmte dem Entschlie- 
ßungsantrag der Koahtionsfraktionen mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS zu. 


Bonn, den 16. April 1997 


Dr. Dagmar Enkelmann 

Berichterstatterin 
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